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Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Das am 3. Juli 2020 eingereichte Bürgerbegehren „Rettet den Karlsplatz“ 

wird zugelassen. 

 

2. Ein Sachbeschluss mit dem Inhalt des Bürgerbegehrens wird nicht gefasst. 

Insoweit verbleibt es bei dem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung 

vom 11. Mai 2020 – Vorlage Nr. 101.18.1512 -. 

 

3. Am 6. Dezember 2020 wird ein Bürgerentscheid mit der Fragestellung 

durchgeführt: „Sind Sie dafür, den Beschluss der 

Stadtverordnetenversammlung Kassel vom 11. Mai 2020, Vorlage Nr. 

101.18.1512 (Neubau eines documenta-Instituts) zur Bebauung der Oberen 

Karlsstraße (Parkplatz) mit dem documenta-Institut aufzuheben? 

 

 

Begründung: 

 

A. 

 

Die Stadtverordnetenversammlung hat am 11. Mai 2020 zur Vorlage Nr. 

101.18.1512 folgenden Beschluss gefasst: 

 

„Der Neubau des documenta-Instituts wird auf der städtischen Fläche 

Gemarkung Kassel, Flur 5, Flurstück 95/5 in der Oberen Karlsstraße 

(Parkplatz) vorgenommen. Zur Sicherung der städtebaulichen und 

architektonischen Qualität der Maßnahme wird ein 

Realisierungswettbewerb durchgeführt.“ 

 

Am 3. Juli 2020 ist beim Magistrat das Bürgerbegehren „Rettet den Karlsplatz“ 

eingereicht worden, das den Antrag auf Durchführung eines Bürgerentscheids zu 

folgender Frage zum Inhalt hat: 
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2 von 4 „Sind Sie dafür, den Beschluss der Stadtverordnetenversammlung Kassel 

vom 11. Mai 2020, Vorlage Nr. 101.18.1512 (Neubau eines documenta-

Instituts) zur Bebauung der Oberen Karlsstraße (Parkplatz) mit dem 

documenta-Institut aufzuheben?“ 

 

Die Begründung lautet: 

 

„Am 11. Mai 2020 hat die Mehrheit der Stadtverordneten die Vorlage Nr. 

101.18.1512 und damit den Neubau eines documenta-Instituts auf dem 

Parkplatz Obere Karlsstraße beschlossen. Dieser Platz ist für ein solches 

Gebäude, auch aus historisch gewachsener Sicht, völlig ungeeignet. Des 

Weiteren ist das geplante Raumangebot für ein wachsendes Archiv auf 

Dauer zu klein. Die historische Karlskirche darf ihre zentrale Funktion 

nicht verlieren. Andere, und mögliche besser geeignete Standorte, wurden 

nicht ausreichend geprüft.“ 

 

Zur Frage eines Deckungsvorschlags heißt es: 

 

„Durch Aufhebung des Beschlusses muss ein neuer Standort für das 

documenta-Institut gefunden werden. Für diese verwaltungsinterne 

Prüfung werden die Kosten auf ca. 50.000,- € geschätzt. Zur Deckung 

dieser Kosten wird vorgeschlagen, die im Haushalt für das Jahr 2020 

geplanten Kosten für Repräsentation im Geschäftsbereich des 

Oberbürgermeisters in Höhe von 187.016,49 € (Teilergebnishaushalt 

Produkt 11103 Repräsentationen, Nr. 13, Konten 60,61,67-69, 

Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen) um 25.000,- € und den 

Teilergebnishaushalt Produkt 11104 Zentrale Verwaltungstätigkeiten, Nr. 

13, Konten 60, 61, 67-69 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 

in Höhe von 630.227,83 € ebenfalls um 25.000,- € zu kürzen.“ 

 

Es wurden drei Vertrauenspersonen benannt. 

 

B. 

 

Nach § 8b Abs. 4 S. 2 HGO entscheidet die Stadtverordnetenversammlung über die 

Zulässigkeit des Bürgerbegehrens. Da es zulässig ist, ist es mit den sich aus dem 

Antragstenor ergebenden Folgeentscheidungen zuzulassen. 

 

I. 

 

Die Zulässigkeitsvoraussetzungen des § 8b Abs. 1, 2 und 3 S. 1 bis 3, Abs. 4 S. 1 

HGO sind erfüllt. Insbesondere handelt es sich um eine wichtige Angelegenheit der 

Gemeinde. Vor dem Hintergrund der internationalen Bedeutung der documenta ist 

auch der Bau eines documenta-Instituts in Kassel ein bedeutsames Projekt. Die 
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der Stadtverordnetenversammlung vom 11. Mai 2020 begründet worden. 

 

Ein Fall des sogenannten Negativkatalogs des § 8b Abs. 2 HGO ist nicht gegeben. 

 

Das Bürgerbegehren ist auch schriftlich und fristgerecht beim Magistrat 

eingereicht worden. Es enthält die zu entscheidende Frage, eine Begründung, einen 

- nicht bindenden - Kostendeckungsvorschlag und benennt drei 

Vertrauenspersonen. Die Begründung stellt das verfolgte Begehren deutlich dar, 

wobei die Behauptungen in der Begründung, dass „der Platz für ein solches 

Gebäude, auch aus historisch gewachsener Sicht, völlig ungeeignet“ sei und „die 

historische Karlskirche ihre zentrale Funktion nicht verlieren“ dürfe, nicht so 

offensichtlich falsch sind, dass sie zur Täuschung des Wählerwillens geeignet 

wären. Zwar war der jetzige Parkplatz bis zur Zerstörung im Oktober 1943 

vollständig bebaut und auch die Karlskirche war schon immer von Bebauung 

umgeben, die Behauptungen müssen sich nach der Auslegung jedoch nicht 

zwingend auf die historische Bebauungssituation beziehen. Die im 

Kostendeckungsvorschlag angegebenen Kosten erscheinen nicht unangemessen. 

 

Nach Prüfung von 5.971 Unterschriften genügen mindestens 4.700 den 

gesetzlichen Anforderungen, weshalb auch das erforderliche 

Unterschriftenquorum erreicht ist; danach muss das Bürgerbegehren von 

mindestens 3% der bei der letzten Gemeindewahl amtlich ermittelten Zahl der 

wahlberechtigten Einwohner unterzeichnet sein; das sind 4.500 (3% von 150.033) 

bei der letzten Wahl der Stadtverordnetenversammlung bzw. 4.461 (3% von 

148.706) bei der letzten Oberbürgermeisterwahl. 

 

Schließlich hat das Bürgerbegehren auch keine Angelegenheit zum Gegenstand, 

über die innerhalb der letzten drei Jahre bereits ein Bürgerentscheid durchgeführt 

worden ist. 

 

II. 

 

Gemäß § 8b Abs. 4 S. 3 HGO entfällt der Bürgerentscheid, wenn die 

Gemeindevertretung die Durchführung der mit dem Bürgerbegehren verlangten 

Maßnahme beschließt. Von dieser Möglichkeit, einen Sachbeschluss mit dem Inhalt 

des Bürgerbegehrens zu treffen, wird kein Gebrauch gemacht, da sich der 

Sachverhalt im Vergleich zur Magistratsvorlage, die zu dem Beschluss der 

Stadtverordnetenversammlung am 11. Mai 2020 geführt hat, nicht geändert hat. 

Diesem Beschluss ging eine umfassende Standortuntersuchung voraus. Ziel der 

Bebauung des Parkplatzes Obere Karlsstraße ist es, das Quartier um die Karlskirche 

mit mehr städtischem Leben zu füllen und es dadurch insgesamt interessanter zu 

gestalten. Durch die Ansiedlung des documenta-Instituts an der Oberen 

Karlsstraße können die wichtigsten Kulturstandorte der Innenstadt inhaltlich und 

räumlich miteinander verknüpft werden. Der Stadtverordnetenversammlung bleibt 
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Maßnahme aus eigener Entscheidung zu beschließen. Gemäß § 8b Abs. 5 HGO ist 

bei der Durchführung des Bürgerentscheids die vorstehende Auffassung der 

Gemeindeorgane darzulegen.  

 

III. 

 

Gemäß § 8b Abs. 8 HGO i. V. m. § 55 Abs. 1 S. 3 erster Halbs. KWG ist der 

Bürgerentscheid frühestens drei und spätestens sechs Monate nach der 

Entscheidung der Gemeindevertretung über die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens 

durchzuführen. Zugleich ist auch über die Frage zu befinden, die später auf dem 

Stimmzettel zur Entscheidung vorgelegt wird (Bennemann in: Bennemann u.a., 

Kommunalverfassungsrecht Hessen, Loseblatt, Stand Mai 2020, Rdn. 129 zu § 8b 

HGO). Bedenken gegen die Formulierung des Fragesatzes im Bürgerbegehren 

bestehen nicht, so dass dieser übernommen werden kann. 

 

Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung vom 17. August 2020 entsprechend 

beschlossen. 

 

 

 

Christian Geselle 

Oberbürgermeister 




